
ÖFFENTLICHE 
BEKANNTMACHUNG 

DER KREISSTADT ERBACH 

 

Neckarstraße 3, 64711 Erbach, Telefon: 06062 64-0, Telefax: 06062 64-12,  

stadtverwaltung@erbach.de, www.erbach.de 

 

 

 

 

Gemäß § 62 Absatz 5 der Hessischen Gemeindeordnung in Verbindung mit § 58 Absatz 6 der 

Hessischen Gemeindeordnung bringe ich hiermit zur öffentlichen Kenntnis, dass am 

 

Donnerstag, 17.12.2015, um 20:00 Uhr 

im großen Saal, Werner-Borchers-Halle, Otto-Glenz-Straße 1, 64711 Erbach 

 

eine öffentliche Sitzung 

 

der Stadtverordnetenversammlung der Kreisstadt Erbach 

 

stattfindet. 

 

Tagesordnung: 

 

 

1. Bericht des Magistrats  
 

2. Berichte aus den Ausschüssen  
 

3. Bericht aus den Verbänden  
 

4. Genehmigung des Protokolls der 45. Sitzung der 

Stadtverordnetenversammlung vom 19.11.2015 

 

 

5. Neubestellung von Ortsgerichtsmitgliedern für den Ortsgerichtsbezirk 

Erbach, Odenwald 

(VL-18/2015) 

 

6. 5. Änderungssatzung zur Entschädigungssatzung der Kreisstadt Erbach (VL-4/2015) 
 

7. 3. Änderung zur Hundesteuersatzung der Kreisstadt Erbach vom 19. 

November 1998, zuletzt geändert durch die 2. Änderungssatzung vom 

2. September 2010. 

In Kraft getreten am 01.01.2011 

(VL-8/2015) 

 

8. Satzung über die Erhebung einer Steuer auf Spielapparate und auf das 

Spielen um Geld oder Sachwerte im Gebiet der Kreisstadt Erbach 

hier: Neufassung der Satzung zum 1. Januar 2016 

(VL-9/2015) 

 

9. Wirtschaftliche Betätigung 

hier: Überprüfung der wirtschaftlichen Betätigung gem. § 121 Abs. 7 

HGO 

(VL-10/2015) 

 

10. Stadtentwicklung Erbach GmbH 

Wirtschaftsplan für das Wirtschaftsjahr 2016 

(VL-15/2015) 

 

11. Stadtentwicklung Erbach GmbH 

Jahresabschluss 2014 

(VL-16/2015) 

 

12. Stadtentwicklung Erbach GmbH 

Bestellung des Wirtschaftsprüfers für das Jahr 2015 

(VL-17/2015) 
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13. Bauleitplanung der Kreisstadt Erbach 

1. Änderung und Erweiterung des Bebauungsplanes 5 d Doktorwiesen 

und 

Pabstwiesen „Am Krebsbach/Erlenhof“ 

a) Abwägungsentscheidung über die während der vorgezogenen 

Beteiligung 

der Öffentlichkeit und der Behörden eingegangenen Stellungnahmen 

b) Entwurfs- und Offenlagebeschluss 

(VL-19/2015) 

 

14. Bauleitplanung der Kreisstadt Erbach 

4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 6 „Am Scheuerberg/Im Boden“ 

nach § 13 BauGB 

Satzungsbeschluss nach § 10 Abs. 1 BauGB 

(VL-20/2015) 

 

15. Bauleitplanung der Kreisstadt Erbach 

Bebauungsplan der Innenentwicklung nach § 13 a BauGB „Eulbacher 

Straße“, Flur 3 Nr. 25/23 

a) Abwägungsentscheidung über die während der Offenlage 

eingegangenen Stellungnahmen 

b) Satzungsbeschluss nach § 10 Abs. 1 BauGB 

(VL-21/2015) 

 

16. Personalangelegenheiten 

Touristikinformation/Deutsches Elfenbeinmuseum 

(VL-3/2015) 

 

17. Tierschutzverein Odenwald e. V. 

Vertragsverlängerung 

(VL-7/2015) 

 

18. Antrag der ÜWG-Fraktion zur Erweiterung der Parkflächen Untere 

Stadtwiese oder Brunnenstraße 

(FA-1/2015) 

 

19. Waldwirtschaftsplan für das Haushaltsjahr 2016 (VL-6/2015) 
 

20. Haushaltsplan 2016 

a) Ergebnishaushalt 

b) Finanzhaushalt 

c) Investitionsprogramm 

d) Stellenplan 

e) mittelfristige Finanzplanung 

f) Haushaltssicherungskonzept 

g) Haushaltssatzung 

 

 

21. Anfragen und Mitteilungen  
 

 

 

Erbach, 12. Dezember 2015 

 

António Marques Duarte 

Stadtverordnetenvorsteher 
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46. Sitzung am Donnerstag, 17.12.2015, 20:00 Uhr bis 21:30 Uhr 

im großen Saal, Werner-Borchers-Halle, Otto-Glenz-Straße 1, 
64711 Erbach 

 

 

 

 

Tagesordnung 
 

 

1. Bericht des Magistrats  
 

2. Berichte aus den Ausschüssen  
 

3. Bericht aus den Verbänden  
 

4. Genehmigung des Protokolls der 45. Sitzung der 

Stadtverordnetenversammlung vom 19.11.2015 

 

 

5. Haushaltsplan 2016 

a) Ergebnishaushalt 

b) Finanzhaushalt 

c) Investitionsprogramm 

d) Stellenplan 

e) mittelfristige Finanzplanung 

f) Haushaltssicherungskonzept 

g) Haushaltssatzung 

 

 

6. Neubestellung von Ortsgerichtsmitgliedern für den Ortsgerichtsbezirk 

Erbach, Odenwald 

(VL-18/2015) 

 

7. 5. Änderungssatzung zur Entschädigungssatzung der Kreisstadt Erbach (VL-4/2015) 
 

8. 3. Änderung zur Hundesteuersatzung der Kreisstadt Erbach vom 19. 

November 1998, zuletzt geändert durch die 2. Änderungssatzung vom 

2. September 2010. 

In Kraft getreten am 01.01.2011 

(VL-8/2015) 

 

9. Satzung über die Erhebung einer Steuer auf Spielapparate und auf das 

Spielen um Geld oder Sachwerte im Gebiet der Kreisstadt Erbach 

hier: Neufassung der Satzung zum 1. Januar 2016 

(VL-9/2015) 

 

10. Wirtschaftliche Betätigung 

hier: Überprüfung der wirtschaftlichen Betätigung gem. § 121 Abs. 7 

HGO 

(VL-10/2015) 

 

11. Stadtentwicklung Erbach GmbH 

Wirtschaftsplan für das Wirtschaftsjahr 2016 

(VL-15/2015) 

 

12. Stadtentwicklung Erbach GmbH 

Jahresabschluss 2014 

(VL-16/2015) 

 

13. Stadtentwicklung Erbach GmbH 

Bestellung des Wirtschaftsprüfers für das Jahr 2015 

(VL-17/2015) 
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14. Bauleitplanung der Kreisstadt Erbach 

1. Änderung und Erweiterung des Bebauungsplanes 5 d Doktorwiesen 

und 

Pabstwiesen „Am Krebsbach/Erlenhof“ 

a) Abwägungsentscheidung über die während der vorgezogenen 

Beteiligung 

der Öffentlichkeit und der Behörden eingegangenen Stellungnahmen 

b) Entwurfs- und Offenlagebeschluss 

(VL-19/2015) 

 

15. Bauleitplanung der Kreisstadt Erbach 

4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 6 „Am Scheuerberg/Im Boden“ 

nach § 13 BauGB 

Satzungsbeschluss nach § 10 Abs. 1 BauGB 

(VL-20/2015) 

 

16. Bauleitplanung der Kreisstadt Erbach 

Bebauungsplan der Innenentwicklung nach § 13 a BauGB „Eulbacher 

Straße“, Flur 3 Nr. 25/23 

a) Abwägungsentscheidung über die während der Offenlage 

eingegangenen Stellungnahmen 

b) Satzungsbeschluss nach § 10 Abs. 1 BauGB 

(VL-21/2015) 

 

17. Personalangelegenheiten 

Touristikinformation/Deutsches Elfenbeinmuseum 

(VL-3/2015) 

 

18. Tierschutzverein Odenwald e. V. 

Vertragsverlängerung 

(VL-7/2015) 

 

19. Waldwirtschaftsplan für das Haushaltsjahr 2016 (VL-6/2015) 
 

20. Anfragen und Mitteilungen  
 

 

 

 

Anwesenheiten 
 

Anwesend: 

 

Stadtverordnetenversammlung 

der Kreisstadt Erbach 

Stadtverordnetenvorsteher: Marques Duarte, António  
 

 Aulbach, Heinz-Peter  

 Gänssle, Michael  

 Petersik, Erich  

 Weyrauch, Christa  
 

 Anlauf, Birgit  

 Barnack, Ursula  

 Brunner, Ulrich  

 Heckmann, Alexander  

 Heckmann, Thomas  

 Herrmann, Klaus  

 Hofmann, Sylvia  

 Kabrhel, Wilhelm  

 Kelbert-Gerbig, Nicole 20:20 - 21:30 Uhr 

ab TOP 3 

 Löb, Helmut  

 Mertinkat, Heinrich  

 Müller, Jürgen  

 Ratka, Roswitha  

 Reiter, Jürgen  
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 Sattler, Jürgen  

 Schellenberger, Frank 20:10 - 21:30 Uhr 

ab TOP 1 

 Schwinn, Gernot  

 Stock, Tobias  

 Stroth, Hertha  

 Walther, Herbert  
 

 

Magistrat 

Bürgermeister: Buschmann, Harald  
 

Erster Stadtrat: Junker, Günter  
 

 Bless, Karl-Heinz  

 Braun, Andreas  

 Einwächter, Gerd  

 Gieß, Erwin  

 Rebscher, Heinz  

 Wolf-Kurz, Renate  
 

 

Schriftführung 

Back, Sebastian  
 

 

Verwaltung 

Heilmann, Volker  

La Meir, Martin  
 

  
 

 

 

Nicht anwesend/Entschuldigt: 

 

Stadtverordnetenversammlung 

der Kreisstadt Erbach 

 Dingeldey, Hermann  

 Kumpf, Oliver  

 Mertinkat, Ingeborg  

 Möschner, Elisabeth  

 Trumpfheller, Adolf  

 Trumpfheller, Klaus-Peter  
 

 

Magistrat 

 Grünewald, Gerhard  
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Sitzungsverlauf 
 

Stadtverordnetenvorsteher António Marques Duarte eröffnet die Sitzung und stellt die 

ordnungsgemäße Ladung sowie die Beschlussfähigkeit der Stadtverordnetenversammlung der 

Kreisstadt Erbach fest. 

 

STV Stock teilt mit, dass der Antrag der ÜWG-Fraktion noch nicht im zuständigen Ausschuss beraten 

wurde und bittet daher darum, diesen von der Tagesordnung abzusetzen und auf die nächste 

Sitzung zu verschieben. Außerdem beantragt er, den TOP 20 „Haushaltsplan 2016, a) 

Ergebnishaushalt, b) Finanzhaushalt, c) Investitionsprogramm, d) Stellenplan, e) mittelfristige 

Finanzplanung, f) Haushaltssicherungskonzept, g) Haushaltssatzung“ als neuen TOP 5 zu behandeln. 

Somit ist gesichert, dass eine Verabschiedung auf alle Fälle möglich ist. 

 

STVe Barnack schließt sich der Auffassung des STVen Stock an. 

 

Stadtverordnetenvorsteher Marques Duarte weist darauf hin, dass Tagesordnungspunkte, die vor 

23.00 Uhr begonnen werden, noch abschließend behandelt werden dürfen. Es ist unwahrscheinlich, 

dass der TOP Haushaltsplan 2016 bis zu diesem Zeitpunkt noch nicht aufgerufen wurde. 

 

STVe Weyrauch und STV Schwinn schließen sich der Auffassung von Stadtverordnetenvorsteher 

Marques Duarte an. Eine Beratung ist auch ohne Verschiebung des TOPs an den Beginn der 

Tagesordnung möglich. 

 

Beschluss: 

Der TOP 18 „Antrag der ÜWG-Fraktion zur Erweiterung der Parkflächen Untere Stadtwiese 

oder Brunnenstraße“ wird von der Tagesordnung abgesetzt. Der TOP 20 „Haushaltsplan 

2016, a) Ergebnishaushalt, b) Finanzhaushalt, c) Investitionsprogramm, d) Stellenplan, e) 

mittelfristige Finanzplanung, f) Haushaltssicherungskonzept, g) Haushaltssatzung“ wird 

als neuer TOP 5 behandelt. Die übrigen TOPs verschieben sich entsprechend. 

 

Abstimmung: 

12 Ja-Stimme(n), 8 Gegenstimme(n), 3 Stimmenthaltung(en) 

 

Stadtverordnetenvorsteher Marques Duarte stellt fest, dass für die Änderung der Tagesordnung eine 

2/3 Mehrheit der gesetzlichen Zahl der Stadtverordnetenversammlung notwendig ist. Der Beschluss 

ist daher abgelehnt. 

 

Im späteren Sitzungsverlauf korrigiert er seine Aussage. Für die Änderung der Reihenfolge von 

Tagesordnungspunkten ist keine 2/3 Mehrheit erforderlich. Diese benötigt man nur bei einer 

Erweiterung der Tagesordnung um TOPs, die nicht auf der Einladung enthalten waren. 

 

 

1. Bericht des Magistrats 
 

Bürgermeister Buschmann berichtet zu folgenden Punkten: 

 Einführung des Sitzungsdienstes „SD.Net“. 

 Zulassung der Verlosungen, Imbisse, Spiele, Ausschankbetrieb, Eis- und Süßwarenstände zum 

Erbacher Wiesenmarkt 2016. 

 Sonderaktion des Deutschen Elfenbeinmuseums vor Schließung des alten Standorts. 

 

2. Berichte aus den Ausschüssen 
 

In der letzten Sitzung des Ausschusses für Tourismus, Märkte und Kultur wurde unter anderem STV 

Petersik zum stellvertretenden Vorsitzenden gewählt. (STV Stock) 
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Stadtverordnetenvorsteher Marques Duarte berichtet über die letzte Sitzung des Ausschusses für 

Städtepartnerschaften. Auf der Tagesorndung standen Berichte über das Herbsttreffen in Pont-de-

Bauvoisin und eine Fahrt des TSV Günterfürst nach Ansiao. Außerdem wurde ein Sachstandbericht 

zu den geplanten Feierlichkeiten des 25-jährigen Jubiläums mit Königsee gegeben. Weiterhin 

wurden die Aktivitäten für das kommende Jahr besprochen. 

 

3. Bericht aus den Verbänden 
 

STV Reiter berichtet über die letzte Sitzung der Verbandsversammlung des 

Müllabfuhrzweckverbandes Odenwald (MZVO). 

 

STV Schwinn berichtet über die letzte Sitzung der Verbandsversammlung des Zweckverbandes KIV 

Hessen/ekom21. 

 

STV Petersik berichtet über die letzte Sitzung der Verbandsversammlung des 

Abwasserzweckverbandes Mittler Mümling (AVMM). 

 

4. Genehmigung des Protokolls der 45. Sitzung der Stadtverordnetenversammlung 

vom 19.11.2015 
 

STVe Weyrauch bittet darum, den Sitzungsort im Kopf des Protokolls in das Feuerwehrhaus zu 

ändern. 

 

Beschluss: 

Dem geänderten Protokoll der 45. Sitzung der Stadtverordnetenversammlung vom 

19.11.2015 wird zugestimmt. 

 

Abstimmung: 

25 Ja-Stimme(n), 0 Gegenstimme(n), 0 Stimmenthaltung(en) 

 

5. Haushaltsplan 2016 

a) Ergebnishaushalt 

b) Finanzhaushalt 

c) Investitionsprogramm 

d) Stellenplan 

e) mittelfristige Finanzplanung 

f) Haushaltssicherungskonzept 

g) Haushaltssatzung 
 

Auf die Tischvorlage zum Haushaltsplanetnwurf 2016 wird verwiesen. 

 

STV Schwinn teilt mit, dass der Haupt- und Finanzausschuss der Stadtverordnetenversammlung für 

alle Punkte die Zustimmung mit der Ergänzung empfiehlt, dass im Investitionsprogramm für die 

Illumination der Mümling sowie die Einrichtung eines öffentlichen W-LAN in der Innenstadt ein 

Sperrvermerk eingetragen wird. 

 

STVe Weyrauch teilt mit, dass der Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss den in die Zuständigkeit 

des Ausschusses fallenden Produkten seine Zustimmung erteilt hat. 

 

STV Stock teilt mit, dass der Ausschuss für Tourismus, Märkte und Kultur den in die Zuständigkeit 

des Ausschusses fallenden Produkten seine Zustimmung erteilt hat. 

 

STVe Hofmann teilt mit, dass der Ausschuss für Soziales, Familien und Sport den in die 

Zuständigkeit des Ausschusses fallenden Produkten seine Zustimmung erteilt hat. 

 

Stadtverordnetenvorsteher Marques Duarte teilt mit, dass der Ausschuss für Städtepartnerschaften 

den in die Zuständigkeit des Ausschusses fallenden Produkten seine Zustimmung erteilt hat. 
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Auf Nachfrage des STVen Schwinn erläutert Dipl.-Ing. La Meir die Beschaffung eines neuen 

Fahrzeugs für die Freiwillige Feuerwehr Günterfürst. Es handelt sich um ein LF 10. Das LF 8 gibt es 

nicht mehr nach den neuen Normen. Ein Förderantrag wurde eingereicht. Entweder wird durch das 

Land ein Fahrgestell bereit gestellt oder es wird ein Zuschuss bewilligt. Die Beschaffung kann erst 

nach Eingang des Bescheidds erfolgen. Kassenwirksam wird dies voraussichtlich erst im Jahr 2017. 

 

Die ÜWG-Fraktion wird dem Haushalt zustimmen. Die Vorgaben des kommunalen Schutzschirmes 

werden eingehalten. Langfristiges Ziel muss die Erhaltung der Strukturen sowie der Abbau der 

Kassenkredite sein. (STV Stock) 

 

STV Schwinn teilt mit, dass die SPD-Fraktion teil zustimmen und sich teils enthalten wird. Zwar 

werden die Vorgaben insgesamt eingehalten, dies trifft aber nicht auf die Planung für die einzelnen 

Produkte zu. Die Einhaltung der Vorgaben ist derzeit nur möglich, weil die Einnahmen zur Zeit sehr 

gut sind. Aufgrund der guten Haushaltslage sollten nun Rücklagen gebildet werden bzw. die 

Kassenkredite abgebaut werden. 

 

Die CDU-Fraktion wird dem Haushaltsplan 2016 zustimmen. Die Erträge konnten gesteigert werden. 

Trotz allem wurde der Planentwurf realistisch aufgestellt. Die Mehrerträge wurden leider durch 

Mehrausgaben (insbesondere im Bereich der Kindergärten und die Erhöhung der Kreis- und 

Schulumlage) aufgezehrt. Gemäß der Vereinbarung zum kommunalen Schutzschirm muss der 

Haushaltsausgleich bis zum Jahr 2018 erfolgen. Anhand der Rechnungsergebnisse wird dieses Ziel 

bereits jetzt erfüllt. (STVe Barnack) 

 

DIE Fraktion B 90/DIE GRÜNEN verweist auf die Ausführungen von STV Schwinn. Außerdem liegen 

keine Kennzahlen vor, die einen Vergleich mit anderen Kommunen ermöglichen. Die Position „Sach- 

und Dienstleistungen“ ist nicht transparent und bietet keinen Einblick, ob Kostenreduzierungen 

möglich sind. Trotz Beschluss durch die Stadtverordnetenverammlung wurde zudem noch kein 

Bürgerhaushalt eingeführt. Eine drohende Gefahr liegt bei den hohen Kassenkrediten der Stadt 

Erbach. Sollten die Zinsen steigen, wird ein Haushaltsausgleich nicht möglich sein. (STV Müller) 

 

a) Ergebnishaushalt 

 

Beschluss: 

Der Ergebnishaushalt einschließlich der Änderungen der Tischvorlage wird beschlossen. 

 

Abstimmung: 

14 Ja-Stimme(n), 5 Gegenstimme(n), 6 Stimmenthaltung(en) 

 

b) Finanzhaushalt 

 

Beschluss: 

Der Finanzhaushalt einschleißlich der Änderungen der Tischvorlage wird beschlossen. 

 

Abstimmung: 

20 Ja-Stimme(n), 4 Gegenstimme(n), 1 Stimmenthaltung(en) 

 

c) Investitionsprogramm 

 

Beschluss: 

Das Investitionsprogramm einschließlich der Änderungen der Tischvorlage wird 

beschlossen. Für die Positionen I-57105-14 und I-57106-16 wird ein Sperrvermerk 

eingetragen. 

 

Abstimmung: 

21 Ja-Stimme(n), 4 Gegenstimme(n), 0 Stimmenthaltung(en) 
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d) Stellenplan 

 

Beschluss: 

Der Stellenplan wird beschlossen. 

 

Abstimmung: 

24 Ja-Stimme(n), 0 Gegenstimme(n), 1 Stimmenthaltung(en) 

 

e) mittelfristige Finanzplanung 

 

Beschluss: 

Die mittelfristige Finanzplanung wird beschlossen. 

 

Abstimmung: 

14 Ja-Stimme(n), 4 Gegenstimme(n), 7 Stimmenthaltung(en) 

 

f) Haushaltssicherungskonzept 

 

Beschluss: 

Das Haushaltssicherungskonzept wird beschlossen. 

 

Abstimmung: 

15 Ja-Stimme(n), 4 Gegenstimme(n), 6 Stimmenthaltung(en) 

 

g) Haushaltssatzung 

 

Beschluss: 

Die Haushaltssatzung wird beschlossen. 

 

Abstimmung: 

15 Ja-Stimme(n), 4 Gegenstimme(n), 6 Stimmenthaltung(en) 

 

6. Neubestellung von Ortsgerichtsmitgliedern für den 

Ortsgerichtsbezirk Erbach, Odenwald 

VL-18/2015 

 

Der Bewerber Herr Küchler stellt sich den Anwesenden persönlich vor. Den übrigen Bewerberinnen 

und Bewerbern war eine persönlich Vorstellung leider nicht möglich. 

 

Beschluss: 

Dem Amtsgericht Michelstadt werden nach der ordnungsgemäßen Wahl folgende 

Bewerber als Schöffen für das Ortsgericht, Ortsbezirk Erbach vorgeschlagen: 

- Engelhardt, Claus 

- Fornoff, Claus 

- Krämer, Dieter 

Altersbedingt möchten die Bewerber ihre Amtszeit auf 5 Jahre reduzieren. 

 

7. 5. Änderungssatzung zur Entschädigungssatzung der Kreisstadt 

Erbach 

VL-4/2015 

 

STV Schwinn teilt mit, dass der Haupt- und Finanzausschuss der Stadtverordnetenversammlung die 

Zustimmung empfiehlt. 

 

STVE Weyrauch schlägt vor, grundsätzlich die Aufwandsentschädigungen anzuheben. Die letzte 

Erhöhung ist nun schon einige Zeit her. 
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Stadtverordnetenvorsteher Marques Duarte ist der Meinung, dass der neuen 

Stadtverordnetenversammlung diese Entscheidung überlassen werden sollte. Das Thema soll im 

Präsidium noch einmal besprochen werden. 

 

Beschluss: 

Dem beigefügten Entwurf der 5. Änderungssatzung zur Entschädigungssatzung der 

Kreisstadt Erbach wird zugestimmt. 

 

Abstimmung: 

25 Ja-Stimme(n), 0 Gegenstimme(n), 0 Stimmenthaltung(en) 

 

8. 3. Änderung zur Hundesteuersatzung der Kreisstadt Erbach vom 

19. November 1998, zuletzt geändert durch die 2. 

Änderungssatzung vom 2. September 2010. 

In Kraft getreten am 01.01.2011 

VL-8/2015 

 

STV Schwinn teilt mit, dass der Haupt- und Finanzausschuss der Stadtverordnetenversammlung die 

Zustimmung empfiehlt. 

 

Beschluss: 

Die 3. Änderung zur Hundesteuersatzung der Kreisstadt Erbach vom 19. November 1998, 

zuletzt geändert durch die 2. Änderungssatzung vom 2. September 2010, wird zur 

Beschlussfassung empfohlen. 

 

Abstimmung: 

24 Ja-Stimme(n), 0 Gegenstimme(n), 1 Stimmenthaltung(en) 

 

9. Satzung über die Erhebung einer Steuer auf Spielapparate und auf 

das Spielen um Geld oder Sachwerte im Gebiet der Kreisstadt 

Erbach 

hier: Neufassung der Satzung zum 1. Januar 2016 

VL-9/2015 

 

STV Schwinn teilt mit, dass der Haupt- und Finanzausschuss der Stadtverordnetenversammlung die 

Zustimmung empfiehlt. 

 

Beschluss: 

Die vorgelegte „Satzung über die Erhebung einer Steuer auf Spielapparate und auf das 

Spielen um Geld oder Sachwerte im Gebiet der Kreisstadt Erbach“ wird beschlossen. 

Die Satzung tritt mit Wirkung zum 1. Januar 2016 in Kraft und ersetzt die Satzung vom 

15. Dezember 2011. 

 

Abstimmung: 

25 Ja-Stimme(n), 0 Gegenstimme(n), 0 Stimmenthaltung(en) 

 

10. Wirtschaftliche Betätigung 

hier: Überprüfung der wirtschaftlichen Betätigung gem. § 121 Abs. 

7 HGO 

VL-10/2015 

 

STV Schwinn teilt mit, dass der Haupt- und Finanzausschuss der Stadtverordnetenversammlung die 

Zustimmung empfiehlt. 

 

Falls keine Einwände bestehen, wird der Beschlusstext so zur Kenntnis genommen. 

(Stadtverordnetenvorsteher Marques Duarte) 

 

Einwände werden nicht erhoben. 
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Beschluss: 

Der Magistrat stellt fest, dass sich die Stadt Erbach im Sinne des § 121 HGO wirtschaftlich 

betätigt und dass die Voraussetzungen für die wirtschaftliche Betätigung erfüllt werden. 

Zu den wirtschaftlichen Betätigungen zählen 

1. Odenwald Schlachthof Bauträger GmbH und die 

2. Gemeinnützige Baugesellschaft mbH Erbach. 

Die Rechtmäßigkeit der wirtschaftlichen Betätigung wird festgestellt und einer Vergabe 

der Tätigkeiten an private Dritte wird abgesehen. 

 

Die Stadtverordnetenversammlung nimmt den Beschluss zur Kenntnis. Einwände werden 

nicht erhoben. 

 

11. Stadtentwicklung Erbach GmbH 

Wirtschaftsplan für das Wirtschaftsjahr 2016 

VL-15/2015 

 

STV Gännsle teilt mit, dass er für die TOPs 11 bis 13 den Sitzungssaal verlässt und nicht an der 

Abstimmung teilnehmen wird, da er gmäß § 25 Hessische Gemeindeordnung befangen ist. 

 

STV Schwinn teilt mit, dass der Haupt- und Finanzausschuss der Stadtverordnetenversammlung die 

Zustimmung empfiehlt. 

 

Für die GmbH entstehen hohe finanzielle Aufwände (Rechnungsprüfung ect.). Man sollte prüfen, ob 

eine Auflösung der GmbH sinnvoll ist. Daher wird sich die SPD-Fraktion teilweise enthalten. 

 

STVe Weyrauch teilt mit, dass die Fraktion B 90/DIE GRÜNEN dem Wirtschaftsplan keine 

Zustimmung erteilt. Die Gebühren sind bei weitem nicht kostendeckend und sollten angehoben 

werden. 

 

Beschluss: 

Dem Entwurf des Wirtschaftsplanes der Stadtentwicklung Erbach GmbH für das  

Wirtschaftsjahr 2016 wird zugestimmt. 

 

Abstimmung: 

14 Ja-Stimme(n), 4 Gegenstimme(n), 6 Stimmenthaltung(en) 

 

STV Gänssle war bei der Abstimmung nicht anwesend, da er gemäß § 25 Hessische 

Gemeindeordnung (HGO) befangen ist. 

 

12. Stadtentwicklung Erbach GmbH 

Jahresabschluss 2014 

VL-16/2015 

 

STV Schwinn teilt mit, dass der Haupt- und Finanzausschuss der Stadtverordnetenversammlung die 

Zustimmung empfiehlt. 

 

Beschluss: 

a) Entlastung des Aufsichtsrates 

 

b) Der Ausgleich des Jahresfehlbetrages 2014 erfolgt durch Ausgleichszahlung durch 

die Gesellschafterin. 

 

c) Die aufgelaufenen Verlustvorträge bis 31.12.2014 werden mit der Kapitalrücklage 

verrechnet. 
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Abstimmung: 

20 Ja-Stimme(n), 0 Gegenstimme(n), 4 Stimmenthaltung(en) 

 

STV Gänssle war bei der Abstimmung nicht anwesend, da er gemäß § 25 Hessische 

Gemeindeordnung (HGO) befangen ist. 

 

13. Stadtentwicklung Erbach GmbH 

Bestellung des Wirtschaftsprüfers für das Jahr 2015 

VL-17/2015 

 

STV Schwinn teilt mit, dass der Haupt- und Finanzausschuss der Stadtverordnetenversammlung die 

Zustimmung empfiehlt. 

 

Beschluss: 

Die Stadtverordnetenversammlung der Kreisstadt Erbach bestellt die 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft … als Wirtschaftsprüfer für das Wirtschaftsjahr 2015 für 

die Stadtentwicklung Erbach GmbH. 

 

Abstimmung: 

24 Ja-Stimme(n), 0 Gegenstimme(n), 0 Stimmenthaltung(en) 

 

STV Gänssle war bei der Abstimmung nicht anwesend, da er gemäß § 25 Hessische 

Gemeindeordnung (HGO) befangen ist. 

 

14. Bauleitplanung der Kreisstadt Erbach 

1. Änderung und Erweiterung des Bebauungsplanes 5 d 

Doktorwiesen und 

Pabstwiesen „Am Krebsbach/Erlenhof“ 

a) Abwägungsentscheidung über die während der vorgezogenen 

Beteiligung 

der Öffentlichkeit und der Behörden eingegangenen 

Stellungnahmen 

b) Entwurfs- und Offenlagebeschluss 

VL-19/2015 

 

STVe Weyrauch teilt mit, dass der Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss der 

Stadtverordnetenversammlung die Zustimmung empfiehlt. 

 

Die Fraktion B 90/DIE GRÜNEN wird den Beschlussvorschlag ablehnen. Das Areal sollte in diesem 

Zusammenhang neu gestaltet werden, was hier nicht erfolgt. Außerdem ist sehr viel 

Ausgleichsfläche für den naturschutzreechtlichen Ausgleich zu schaffen. 

 

Beschluss: 

a) Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen gemäß § 1 Absatz 7 BauGB 

 

Die im Rahmen der Beteiligung der frühzeitigen Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung 

gemäß den §§ 3 Absatz 1 und 4 Absatz 1 BauGB 

vorgelegten abwägungsrelevanten Stellungnahmen sind in der beigefügten 

Anlage 1 (Seite 1 bis 28) mit einer jeweiligen Beschlussempfehlung versehen. 

Die Hinweise und abwägungsrelevanten Sachverhalte werden gemäß der beigefügten 

Anlage 1 nach § 1 Absatz 7 BauGB abgewogen und beschlossen. 

Der Bebauungsplan ist im Ergebnis dessen zu ändern und zu ergänzen. 

Im Wesentlichen werden die festgesetzte Verkehrsfläche geringfügig verkleinert und die 

Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 

Landschaft sowie der bauliche nicht nutzbare West-Ost verlaufende Geländestreifen 

(Grünkorridor) verbreitert. 

Das verbleibende Kompensationsdefizit wird im Rahmen der Ökokontoführung der Stadt 

Erbach abgegolten. 

Anlage 1 ist Bestandteil dieses Beschlusses. 
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b) Entwurfs- und Offenlagebeschluss 

 

Der geänderte Bebauungsplan wird im Entwurf beschlossen, die Begründung und der 

Umweltbericht werden gebilligt. 

Es wird beschlossen den Entwurf den Bebauungsplanes „1. Änderung und Erweiterung 

des Bebauungsplanes 5 d Doktorwiesen und Pabstwiesen Am Krebsbach / Erlenhof“ 

gemäß § 3 Absatz 2 BauGB öffentlich auszulegen und die Behörden und sonstigen Träger 

öffentlicher Belange gemäß § 4 Absatz 2 BauGB zu beteiligen. 

Der Entwurfs- und Offenlagebeschluss sowie Ort und Dauer der Entwurfsoffenlage sind 

fristgemäß ortsüblich bekannt zu machen. 

 

Abstimmung: 

17 Ja-Stimme(n), 4 Gegenstimme(n), 4 Stimmenthaltung(en) 

 

15. Bauleitplanung der Kreisstadt Erbach 

4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 6 „Am Scheuerberg/Im 

Boden“ nach § 13 BauGB 

Satzungsbeschluss nach § 10 Abs. 1 BauGB 

VL-20/2015 

 

STVe Weyrauch teilt mit, dass der Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss der 

Stadtverordnetenversammlung die Zustimmung empfiehlt. 

 

Beschluss: 

Die 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 6 Am Scheuerberg/Im Boden wird gemäß § 10 

Absatz 1 BauGB als Satzung beschlossen. 

 

Der Satzungsbeschluss ist öffentlich bekannt zu machen. 

 

Abstimmung: 

25 Ja-Stimme(n), 0 Gegenstimme(n), 0 Stimmenthaltung(en) 

 

16. Bauleitplanung der Kreisstadt Erbach 

Bebauungsplan der Innenentwicklung nach § 13 a BauGB 

„Eulbacher Straße“, Flur 3 Nr. 25/23 

a) Abwägungsentscheidung über die während der Offenlage 

eingegangenen Stellungnahmen 

b) Satzungsbeschluss nach § 10 Abs. 1 BauGB 

VL-21/2015 

 

STVe Weyrauch teilt mit, dass der Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss der 

Stadtverordnetenversammlung die Zustimmung empfiehlt. 

 

Die Fraktion B 90/DIE GRÜNEN stimmt dem Beschlussvorschlag nicht zu. Nach Ansicht der Fraktion 

sollte in diesem Gebiet eine reine Nutzung als Wohnraum und nicht für gewerbliche Zwecke 

erfolgen. 

 

Beschluss: 

a) Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen gemäß § 1 Absatz 7 BauGB 

Die im Rahmen der Offenlage und der Behördenbeteiligung vorgelegten Stellungnahmen 

sind in der beigefügten Anlage 1 mit einer jeweiligen Beschlussempfehlung versehen. 

Die Beschlussempfehlungen werden gemäß beigefügter Anlage 1 nach § 1 Absatz 7 BauGB 

abgewogen und beschlossen. 

Der Bebauungsplan wird im Ergebnis dessen materiell nicht verändert. 
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b) Satzungsbeschluss gemäß § 10 Absatz 1 BauGB  

Der Bebauungsplan Nr. 1.1 Eulbacher Straße 12 nach § 13 a BauGB (Bebauungsplan der 

Innenentwicklung) wird gemäß § 10 Absatz 1 als Satzung beschlossen. 

Der Beschluss ist öffentlich bekannt zu machen. 

 

Abstimmung: 

20 Ja-Stimme(n), 4 Gegenstimme(n), 1 Stimmenthaltung(en) 

 

17. Personalangelegenheiten 

Touristikinformation/Deutsches Elfenbeinmuseum 

VL-3/2015 

 

STV Schwinn teilt mit, dass der Haupt- und Finanzausschuss der Stadtverordnetenversammlung die 

Zustimmung empfiehlt. 

 

Auf Bitte von STV Schwinn erläutert Bürgermeister Buschmann die Änderungen im Personalbereich 

im Zuge des Umzugs des Deutschen Elfenbeinmuseums. Er weist in diesem Zusammenhang darauf 

hin, dass Anfang des Jahres eine erste öffentliche Mitteilung des Landes Hessen zum Sachstand des 

Deutschen Elfenbeinmuseums erfolgt. 

 

Beschluss: 

Die Besetzung der halben Stelle ab 1. Januar 2016 in der Touristikinformation wird 

beschlossen. 

 

Abstimmung: 

25 Ja-Stimme(n), 0 Gegenstimme(n), 0 Stimmenthaltung(en) 

 

18. Tierschutzverein Odenwald e. V. 

Vertragsverlängerung 

VL-7/2015 

 

STV Schwinn teilt mit, dass der Haupt- und Finanzausschuss der Stadtverordnetenversammlung die 

Zustimmung empfiehlt. 

 

STVe Weyrauch merkt an, dass in der Vorlage nicht ersichtlich ist, welche konkreten Probleme 

bestanden und wie diese gelöst wurden. Außerdem möchte sie wissen, ob bereits eine 

Baugenehmigung vorliegt. 

 

Ein Hauptproblem war die Entwässerung. Dies wurde mit der Stadt Michelstadt nun gelöst. Grund für 

die frühzeitige Vertragsverlängerung ist die Planungssicherheit für die Banken. Ohne die 

Verlängerung würde keine Kreditzusage erfolgen. (Bürgermeister Buschmann) 

 

Beschluss: 

Dem 1. Änderungsvertrag des Vertrags zwischen dem Tierschutzverein Odenwald e.V. und 

der Kreisstadt Erbach vom Januar 2011 wird zugestimmt. 

 

Abstimmung: 

21 Ja-Stimme(n), 0 Gegenstimme(n), 4 Stimmenthaltung(en) 

 

19. Waldwirtschaftsplan für das Haushaltsjahr 2016 VL-6/2015 
 

STV Schwinn teilt mit, dass der Haupt- und Finanzausschuss der Stadtverordnetenversammlung die 

Zustimmung empfiehlt. 

 

STVe Weyrauch teilt mit, dass der Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss der 

Stadtverordnetenversammlung die Zustimmung empfiehlt. 
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Beschluss: 

Der Waldwirtschaftsplan für das Haushaltsjahr 2016 wird in der vorgelegten Fassung 

beschlossen. 

 

Abstimmung: 

25 Ja-Stimme(n), 0 Gegenstimme(n), 0 Stimmenthaltung(en) 

 

20. Anfragen und Mitteilungen 
 

a) Weihnachtsfeier der Stadtverordnetenversammlung und des Magistrats 

Stadtverordnetenvorsteher Marques Duarte erinnert an die Weihnachtsfeier der 

Stadtverordnetenversammlung und des Magistrats am 18. Dezemebr 2015. Treffpunkt ist um 

18.30 Uhr am alten Rathaus. Ab 19.30 Uhr findet in der ehemaligen Schmuckerstube in der 

Bahnstraße ein gemeinsames Abendessen statt. 

 

b) Fehlen der Weihnachtsdekoration im Lustgarten 

STVe Barnack fragt an, warum die Weihnachtsdekoration im Lustgarten abgebaut wird. 

 

Dies hängt mit einer Veranstaltung in Zusammenarbeit mit Radio „FFH“ zusammen. Die Dekoration 

wird im Anschluss auch nicht wieder aufgebaut. Im nächsten Jahr ist sie aber wieder zu sehen. 

(Dipl.-Ing. La Meir) 

 

c) Weihnachtsgrüße 

Stadtverordnetenvorsteher Marques Duarte und Bürgermeister Buschmann bedanken sich für die 

gute Zusammenarbeit und wünschen besinnliche Feiertage sowie einen guten Start ins neue Jahr 

2016. 

 

 

 

 

António Marques Duarte Sebastian Back 

Stadtverordnetenvorsteher Schriftführer 

 



Beschlussvorlage 30.11.2015 
Drucksache VL-18/2015  
 

Aktenzeichen: 001-20 

Fachbereich: Allgemeine Verwaltung 

Sachbearbeitung: Sebastian Back 

 

Beratungsfolge Termin Bemerkungen 

Stadtverordnetenversammlung der 

Kreisstadt Erbach 
17.12.2015 beschließend 

 

Neubestellung von Ortsgerichtsmitgliedern für den Ortsgerichtsbezirk Erbach, 

Odenwald 

 

Begründung: 

Wie das Amtsgericht Michelstadt mitgeteilt hat laufen die Amtszeiten der Ortsgerichtsschöffen Dieter 

Krämer, Claus Engelhardt und Claus Fornoff am 01.01.2016 ab. Daher ist eine Neubestellung 

vorzunehmen. 

 

Die Fraktionen der Stadtverordnetenversammlung wurden auf die notwendige Neubesetzung des 

Ortsgerichtes hingewiesen und um Übersendung von Wahlvorschlägen gebeten. Außerdem wurde ein 

Pressebericht an die örtlichen Medien versandt. 

 

Daraufhin sind folgende Wahlvorschläge eingegangen (diese sind der Vorlage beigefügt): 

- Barbara Hüdig-Unger 

- Kemski, Helmut 

- Küchler, Hans-Ludwig 

 

Neben den genannten Wahlvorschlägen erklären sich auch die bisherigen drei Schöffen 

- Dieter Krämer, 

- Claus Engelhardt und 

- Claus Fornoff 

zu einer weiteren Amtszeit bereit. Dies allerdings aufgrund des Alters der Personen nur für eine 

verkürzte Amtszeit von 5 Jahren (statt der sonst üblichen 10 Jahre). 

 

Die Stadt Erbach hat dem Amtsgericht Michelstadt die Personen vorzuschlagen, auf die mehr 

als die Hälfte der Stimmen der gesetzlichen Zahl der Stadtverordneten entfallen sind. Die 

Abstimmung erfolgt schriftlich und geheim. Wenn niemand widerspricht, kann durch Zuruf oder 

Handaufheben abgestimmt werden. 

 

Beschlussvorschlag: 

Wahl von 3 Ortsgerichtsschöffen. 

 

 

 

 

 

Harald Buschmann 

Bürgermeister 

 

Anlage(n): 

(1) Bewerbung zu Ortsgerichtsschöffenwahl von Frau Hüdig-Unger  

(2) Bewerbung zur Ortsgerichtsschöffnewahl von Herr Kemski  

(3) Bewerbung zur Ortsgerichtsschöffenwahl von Herr Küchler  

 



Beschlussvorlage 26.11.2015 
Drucksache VL-4/2015  
 

Aktenzeichen: 020-00 

Fachbereich: Allgemeine Verwaltung 

Sachbearbeitung: Sebastian Back 

 

Beratungsfolge Termin Bemerkungen 

Haupt - und Finanzauschuss 10.12.2015 vorberatend 

Stadtverordnetenversammlung der 

Kreisstadt Erbach 
17.12.2015 beschließend 

 

5. Änderungssatzung zur Entschädigungssatzung der Kreisstadt Erbach 

 

Begründung: 

Für die letzten Wahlen (Bundes- und Landtagswahl 2013, Europawahl 2014, Direktwahl des 

Landrats 2015) wurden den ehrenamtlichen Wahlhelferinnen und Wahlhelfern eine Aufwands-

entschädigung in Höhe von 21,00 € ausgezahlt. Die Höhe richtete sich nach den jeweiligen 

wahlrechtlichen Vorschriften. 

 

Für die nun stattfindende Kommunalwahl am 6. März 2016 wäre die Entschädigungssatzung 

der Kreisstadt Erbach maßgeblich. Darin ist eine Aufwandsentschädigung in Höhe von 16,00 € 

vorgesehen. 

 

Vor dem Hintergrund einer immer schwierigeren Gewinnung von ehrenamtlichen Wahlhelfern 

sowie um eine Ungleichbehandlung auszuschließen ist es sinnvoll, die Aufwandsentschädigung 

auch für kommunale Wahlen an die Höhe der überörtlichen Wahlen anzupassen. 

 

Es wird daher vorgeschlagen die Entschädigungssatzung der Kreisstadt Erbach zu ändern und 

die Höhe der Aufwandsentschädigung für die Wahlhelfer auf 21,00 € zu erhöhen. 

 

Pro Wahl entstehen durch die Erhöhung Mehrkosten von 450,00 €. Entsprechende Mittel sind 

im Haushaltsplanentwurf 2016 bereits vorgesehen. 

 

Beschlussvorschlag: 

Dem beigefügten Entwurf der 5. Änderungssatzung zur Entschädigungssatzung der 

Kreisstadt Erbach wird zugestimmt. 

 

 

 

 

 

Harald Buschmann 

Bürgermeister 

 

Anlage(n): 

(1) Satzungsentwurf der 5. Änderungssatzung zur Entschädigungssatzung  

 



5. Änderung der Entschädigungssatzung der Kreisstadt Erbach 

 

 

Aufgrund der §§ 5, 6, 7 und 51 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung 

der Bekanntmachung vom 7. März 2005 (GVBl. I S. 142), zuletzt geändert durch 

Artikel 1 des Gesetzes vom 28. März 2015 (GVBl. I S. 158, 188) hat die 

Stadtverordnetenversammlung der Kreisstadt Erbach am ............................................ 

folgende 5. Änderungssatzung zur Entschädigungssatzung der Kreisstadt Erbach 

beschlossen:  

 

 

Artikel I 

 

§ 3 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

 

(1) Ehrenamtlich Tätige erhalten neben dem Ersatz des Verdienstausfalles und der 

Fahrtkosten pro Sitzung der Stadtverordnetenversammlung, des Magistrats des 

Ortsbeirates, des Ausländerbeirates oder des Gremiums, in dem sie als Mitglied 

oder kraft Gesetzes sonst mitwirken, folgende Aufwandsentschädigung:  

 
 Mitglieder der Stadtverordnetenversammlung 10,00 Euro 

 ehrenamtliche Stadträtinnen/Stadträte 10,00 Euro 

 Mitglieder der Ortsbeiräte 10,00 Euro 

 Mitglieder des Ausländerbeirates 10,00 Euro 

 sachkundige Einwohnerinnen oder Einwohner 
als Mitglieder einer Kommission 10,00 Euro 

 zu Beratungen der Ausschüsse gezogene Sachverständige 10,00 Euro 

 Mitglieder des Wahlausschusses und eines Wahlvorstandes 

Bei Gemeindewahlen, Wahlen der Bürgermeisterin oder des  

Bürgermeisters, Wahlen der Landrätin oder des Landrates, 

Ausländerbeiratswahlen und Bürgerentscheiden 21,00 Euro 

 

 

Artikel II 

 

Diese Satzungsänderung tritt am Tage nach Ihrer Bekanntmachung in Kraft. 

 

 

 

 

Die Satzung wird hiermit ausgefertigt: 

 

 

Erbach, ..................... 

 

 

Magistrat der 

Kreisstadt Erbach 

 

 

 

 

Harald Buschmann 

Bürgermeister 



Beschlussvorlage 26.11.2015 
Drucksache VL-8/2015  
 

Aktenzeichen: 020-00 

Fachbereich: Allgemeine Verwaltung 

Sachbearbeitung: Ute Neff 

 

Beratungsfolge Termin Bemerkungen 

Haupt - und Finanzauschuss 10.12.2015 vorberatend 

Stadtverordnetenversammlung der 

Kreisstadt Erbach 
17.12.2015 beschließend 

 

3. Änderung zur Hundesteuersatzung der Kreisstadt Erbach vom 19. November 1998, 

zuletzt geändert durch die 2. Änderungssatzung vom 2. September 2010. 

In Kraft getreten am 01.01.2011 

 

Begründung: 

Die Durchschnittssätze im Odenwaldkreis liegen bei (1. Hund 45,50 €, 2. Hund 65,30 €, 

3. Hund 78,70 €). Um eine Einnahmeverbesserung herbeizuführen und eine Anpassung an die 

Gebührensätze  des Odenwaldkreises zu erreichen, wird vorgeschlagen die Hundesteuersätze 

wie folgt festzusetzen: 

 

für den 1. Hund    € 54,00    (seither  € 48,00) 

für den 2. Hund    € 78,00    (seither  € 66,00) 

für den 3. und jeden weiteren Hund € 90,00    (seither  € 72,00) 

 

Der Steuersatz für gefährliche Hunde soll unverändert bei 620,00 € bleiben. 

 

Die Satzung soll zum 01.01.2016 in Kraft treten. 

 

Mit den vorgeschlagenen Erhöhungen der Steuersätze wird mit einer Einnahmeverbesserung 

von rund € 4.000,00 gerechnet. 

 

Beschlussvorschlag: 

Die 3. Änderung zur Hundesteuersatzung der Kreisstadt Erbach vom 19. November 

1998, zuletzt geändert durch die 2. Änderungssatzung vom 2. September 2010, wird 

zur Beschlussfassung empfohlen. 

 

 

 

 

 

 

Harald Buschmann 

Bürgermeister 

 

Anlage(n): 

(1) Entwurf der 3. Änderungssatzung zur Hundesteuersatzung  

 



 

Aufgrund der §§ 5 und 51 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 7. März 2005 (GVBl. I S. 142), Zuletzt geändert durch Artikel 1 

des Gesetzes vom 28. März 2015 (GVBl. I S. 158, 188) sowie der §§ 1,2 und 7 des 

Hessischen Gesetzes über kommunale Abgaben (KAG) In der Fassung vom 

24. März 2013 (GVBl. I S. 134) hat die Stadtverordnetenversammlung der Kreisstadt 
Erbach am ……………………. die folgende 

 

 

3. Änderung 

zur Hundesteuersatzung der Kreisstadt Erbach vom 19. November 1998,  

zuletzt geändert durch die 2. Änderungssatzung vom 2. September 2010 

 

beschlossen: 

 

 

Artikel 1 

 

Die Hundesteuersatzung der Kreisstadt Erbach vom 19. November 1998, zuletzt geändert 

durch die 2. Änderungssatzung vom 2. September 2010 wird in den nachstehenden 

Paragraphen wie folgt geändert bzw. ergänzt: 

 

 

§ 5 

Steuersatz 

 

 

(1) Die Steuer beträgt jährlich 

 

 für den ersten Hund 54,00 €, 

 für den zweiten Hund 78,00 €, 

 für den dritten und jeden weiteren Hund 90,00 €. 

 

 

Artikel 2 

 

Die vorstehende Satzungsänderung tritt zum 1. Januar 2016 in Kraft. Gleichzeitig tritt § 

5 Absatz 1 der seitherigen Satzung außer Kraft. 

 

 

 

Die Satzung wird hiermit ausgefertigt: 

 

 

Erbach,  

 

 

Magistrat der 

Kreisstadt Erbach 

 

 

 

 

Harald Buschmann 

Bürgermeister 



Beschlussvorlage 26.11.2015 
Drucksache VL-9/2015  
 

Aktenzeichen: 020-00 

Fachbereich: Allgemeine Verwaltung 

Sachbearbeitung: Ute Stegmüller 

 

Beratungsfolge Termin Bemerkungen 

Haupt - und Finanzauschuss 10.12.2015 vorberatend 

Stadtverordnetenversammlung der 

Kreisstadt Erbach 
17.12.2015 beschließend 

 

Satzung über die Erhebung einer Steuer auf Spielapparate und auf das Spielen um 

Geld oder Sachwerte im Gebiet der Kreisstadt Erbach 

hier: Neufassung der Satzung zum 1. Januar 2016 

 

Begründung: 

Auf Grund einiger Gerichtsentscheidungen sowie der unterdessen verabschiedeten Änderung 

des Gesetzes über Kommunale Abgaben (KAG), haben die kommunalen Spitzenverbände des 

Landes Hessen (Hessischer Städtetag und Hessischer Städte- und Gemeindebund) jeweils ihre 

Mustersatzung bezüglich der „Satzung über die Erhebung einer Steuer auf Spielapparate und 

auf das Spielen um Geld oder Sachwerte“ anpassen müssen. Diese Anpassungen gilt es nun 

auch örtlich umzusetzen, um weiterhin rechtssicher eine Besteuerung in diesem Bereich 

vornehmen zu können. 

 

Der beiliegende Satzungsentwurf nimmt zum einen die Änderung des KAG auf. Das KAG sieht 

nun in § 4 Abs. 1 Nr. 4b den Verweis auf die §§ 164-168 der Abgabenordnung (AO) vor. 

Hieraus folgt, dass die Steueranmeldungen seit der Änderung des KAG kraft Gesetzes unter 

dem Vorbehalt der Nachprüfung stehen. Der Vorbehalt der Nachprüfung endet erst, wenn er 

explizit durch die Behörde aufgehoben wird oder die Festsetzungsfrist abgelaufen ist. Es ist u. 

a. im Hinblick auf evtl. Verwaltungsstreitverfahren wichtig, dass der Vorbehalt der 

Nachprüfung individuell für jede einzelne Steueranmeldung aufgehoben wird. Eine pauschale 

Aufhebung ist nicht möglich. 

 

Die Aufnahme des Tatbestandes „Vorbehalt der Nachprüfung“ im Rahmen der 

Steueranmeldungen durch den Gesetzgeber, beruht auf Forderungen der Kommunalen 

Spitzenverbände. Nach altem Recht war es so, dass dem Steueramt für die Bearbeitung einer 

Steueranmeldung in der Regel nur ein Monat zur Verfügung stand. Nach Ablauf des Monats 

stand fest, dass die Steueranmeldung unbeanstandet seitens der Behörde entgegengenommen 

wurde. Diese Frist stellte sich in der Praxis als zu kurz heraus, zumal das Prüfverfahren im 

Rahmen der Spielapparatebesteuerung relativ umfangreich ist. 

 

Ferner enthält der vorgelegte Satzungsentwurf Anpassungen der Steuersätze sowie der 

Besteuerung. Die Steuersätze sind nach allgemeiner Rechtsprechung nach Oben hin durch das 

Verbot einer erdrosselnden Wirkung der Steuer begrenzt. Eine erdrosselnde Wirkung im 

Bereich der Spielapparatesteuer liegt nach herrschender Meinung nicht vor, wenn die Anzahl 

der Spielapparate bzw. der Aufstellungsort auch unter Geltung des hohen Steuersatzes weiter 

gleich bleibt bzw. anwächst. Eine erdrosselnde Wirkung bei einem Steuersatz von 15 v.H. hat 

der Hess.VGH bereits mehrfach verneint. Der Hess. Städte- und Gemeindebund empfiehlt den 

Gemeinden, bei denen seit Jahren eine gleichbleibende Anzahl an Spielapparaten bzw. 

Aufstellungsorten vorherrscht, einen Steuersatz zwischen 13-15 v.H.  

Bei einer Analyse des Hess. Städtetages hat dieser ermittelt, dass die Steuersätze bei 

Spielapparaten mit Gewinnmöglichkeit zwischen 10 v.H. und 20 v.H. liegen und bei 

Spielapparaten ohne Gewinnmöglichkeit zwischen 5 v.H. und 18 v.H.  
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Der vorliegende Satzungsentwurf sieht daher einen Steuersatz in Höhe von 15 v.H. 

(vorher 13 v.H.) für Spielapparate mit Gewinnmöglichkeit in Spielhallen, Gaststätten 

und sonstigen Aufstellorten vor.  

Der vom Hess. Städte- und Gemeindebund ermittelte Durchschnittssatz der Besteuerung von 

Spielapparaten ohne Gewinnmöglichkeit beträgt 7,29 v.H. Der neue Satzungsentwurf sieht 

einen Steuersatz von 7,5 v.H. (vorher: 6,5 v.H.) vor. Der Höchstbetrag für 

Spielapparate ohne Gewinnmöglichkeit in Spielhallen wird auf 90,-- Euro (vorher: 

80,-- Euro) festgesetzt und für Spielapparate ohne Gewinnmöglichkeit in Gaststätten 

und sonstigen Aufstellorten auf 60,-- Euro (vorher: 50,-- Euro).  

Für Spielapparate, mit denen sexuelle Handlungen oder Gewalttätigkeiten dargestellt 

werden oder die eine Verherrlichung oder Verharmlosung des Krieges zum 

Gegenstand haben wird der Steuersatz auf 40 v.H. (vorher: 35 v.H.) sowie der 

Höchstbetrag auf 600,-- Euro (vorher: 530,-- Euro) festgesetzt. 

Der Steuersatz für das Spielen um Geld oder Sachwerte in Spielclubs, Spielcasinos 

und ähnlichen Einrichtungen wird auf 30,-- Euro (vorher: 25,-- Euro) je 

angefangenem Quadratmeter und Kalendermonat festgesetzt. 

 

Zudem wurde die Definition der Bruttokasse aktualisiert. Zum einen werden jetzt neben den 

Röhren auch die Geldschein-Dispenser erwähnt. Dies ist notwendig, da moderne Spielapparate 

neben Münzen auch Geldscheine annehmen können. Zum anderen wurden die für die 

Bruttokasse relevanten Größen exakter bezeichnet.  

Hinzuzurechnen sind die Einnahmen aus den Röhren bzw. aus dem Geldschein-Dispenser, da 

dieses Geld in der Kasse gewesen wäre, wenn es nicht entnommen worden wäre. Abzuziehen 

sind hingegen die Auffüllungen der Röhren bzw. des Geldschein-Dispensers. Die  Vorschrift zur 

Berücksichtigung von Fehlbeträgen konnte entfallen, da der Begriff des Fehlbetrages den 

Betrag der Röhren- bzw. Geldschein-Dispenser-Entnahmen meint. 

 

Nicht länger aufgenommen ist die Möglichkeit, Falschgeld und Fehlgeld in Abzug zu bringen. 

Fehlgeld, im Sinne von Geld, das in der Kasse fehlt, obwohl es von der Kontrolleinheit erfasst 

wurde, darf es nicht geben. Weist ein Spielapparat häufiger solche Fehlbeträge auf, so könnte 

die Kontrolleinrichtung im Sinne des § 13 Nr. 9 SpielVO defekt sein. Wird in den Spielapparat 

Falschgeld eingeworfen, so handelt es sich um eine Tatsache, die in das Risiko des Aufstellers 

fällt. Dieser hat es in der Hand durch technische Sicherheitsmaßnahmen den Einwurf von 

Falschgeld zu verhindern.  

 

Aufgrund der Steueranpassungen ist die Erzielung von Mehrerträgen vorgesehen. Da 

die Höhe der Steuererträge jedoch unmittelbar vom jeweiligen Einspielergebnis 

abhängt, können die finanziellen Auswirkungen seitens des Steueramtes nicht genau 

prognostiziert werden. 

 

Beschlussvorschlag: 

Die vorgelegte „Satzung über die Erhebung einer Steuer auf Spielapparate und auf das 

Spielen um Geld oder Sachwerte im Gebiet der Kreisstadt Erbach“ wird beschlossen. 

Die Satzung tritt mit Wirkung zum 1. Januar 2016 in Kraft und ersetzt die Satzung 

vom 15. Dezember 2011. 

 

 

 

 

 

 

Harald Buschmann 

Bürgermeister 

 

Anlage(n): 

(1) Entwurf zur Neufassung der Spielapparatesteuersatzung  

 



Aufgrund der §§ 5 und 51 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung vom 
7.3.2005 (GVBl. I, S. 142), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28.3.2015 
(GVBl. S. 158), berichtigt am 22.4.2015 (GVBl. S. 188) der §§ 1, 2, 3 und 7 des 
Gesetzes über kommunale Abgaben in der Fassung vom 24.3.2013 (GVBl. S. 134), hat 
die Stadtverordnetenversammlung der Kreisstadt Erbach am ................. die folgende 
Satzung beschlossen: 
 
 
 

Satzung über die Erhebung einer Steuer 
auf Spielapparate und auf das Spielen um Geld oder Sachwerte 

im Gebiet der Kreisstadt Erbach 
 

 
 

§ 1 
Steuererhebung 

 
Die Kreisstadt Erbach erhebt eine Steuer auf Spiel- oder Geschicklichkeitsapparate und 
auf das Spielen um Geld und Sachwerte als örtliche Aufwandsteuer nach Maßgabe der in 
§ 2 im Einzelnen aufgeführten Besteuerungstatbestände. 
 
 

§ 2 
Steuergegenstand, Besteuerungstatbestand 

 
Gegenstand der Steuer ist der Aufwand für  
 
a) das Benutzen von Spiel- und Geschicklichkeitsapparaten, soweit sie öffentlich 

zugänglich sind, 
b) das Spielen um Geld oder Sachwerte in Spielclubs, Spielcasinos und ähnlichen 

Einrichtungen. 
 
 

§ 3 
Steuerbemessung 

 
Die Steuer bemisst sich: 
1.  zu § 2 a): nach der elektronisch gezählten Bruttokasse (Bruttokasse ist die 

elektronisch gezählte Kasse zuzüglich Röhren- bzw. Geldschein-Dispenser-
Entnahmen abzüglich Röhren- bzw. Geldschein-Dispenser-Auffüllungen), 

2.  zu § 2 b): nach der Gesamtfläche der dem Spielbetrieb dienenden Räume. 
 
 

§ 4 
Steuersätze 

 
(1) Die Steuer beträgt zu § 2 a) je angefangenem Kalendermonat und Apparat 

 
a) für Spielapparate mit Gewinnmöglichkeit in Spielhallen     

       15 v.H. der Bruttokasse; 
 

b) für Spielapparate mit Gewinnmöglichkeit in Gaststätten und an sonstigen 
      Aufstellorten      15 v.H. der Bruttokasse; 

 
c) für Spielapparate ohne Gewinnmöglichkeit in Spielhallen 

       7,5 v.H. der Bruttokasse, 
       höchstens 90,00 Euro; 



 
d) für Spielapparate ohne Gewinnmöglichkeit in Gaststätten und sonstigen 

Aufstellorten      7,5 v.H. der Bruttokasse, 
       höchstens 60,00 Euro; 
          

e)  für Apparate, mit denen sexuelle Handlungen oder Gewalttätigkeiten dargestellt 
werden oder die eine Verherrlichung oder Verharmlosung des Krieges zum 
Gegenstand haben   40 v.H. der Bruttokasse, 

        höchstens 600,00 Euro; 
 
(2) Weist die elektronisch gezählte Bruttokasse einen Betrag von weniger als Null    Euro 

aus (negative Bruttokasse), so besteht keine Möglichkeit, diese mit der positiven 
Bruttokasse anderer Apparate in diesem Kalendermonat oder mit der positiven 
Bruttokasse des den Verlust erwirtschaftenden Apparates oder anderer Apparate in 
den Vor- oder Folgemonaten zu verrechnen. 

 
(3) Die Steuer beträgt zu § 2 b): je angefangenem Quadratmeter und Kalendermonat 

30,00 Euro. 
 
(4) Der Gesamtbetrag ist auf volle Euro nach unten abzurunden. 
 

 
§ 5 

Steuerschuldner 
 

Steuerschuldner ist der Veranstalter. In den Fällen des § 2 a) gilt der Halter als 
Veranstalter. Halter ist der Eigentümer. Sofern der Apparat vom Eigentümer einem 
Dritten zur Nutzung überlassen wird, ist dieser der Halter. 

 
 

§ 6 
Anzeigepflicht 

 
Der Veranstalter ist verpflichtet, die für die Besteuerung maßgeblichen Tatsachen 
unverzüglich dem Magistrat der Kreisstadt Erbach mitzuteilen. 
 
 
      § 7 

Entstehung, Festsetzung und Fälligkeit 
 
(1) Der Steueranspruch entsteht mit der Verwirklichung des Besteuerungstatbestandes. 

Besteuerungszeitraum ist das Kalendervierteljahr. 
 
(2) Der Steuerschuldner ist verpflichtet, die Steuer in seiner Steueranmeldung selbst zu 

errechnen. Bis zum 15. Tag nach Ablauf eines Kalendervierteljahres ist dem 
Magistrat der Kreisstadt Erbach eine Steueranmeldung nach amtlich 
vorgeschriebenem Vordruck einzureichen und die errechnete Steuer an die 
Stadtkasse zu entrichten. Die Steueranmeldung steht nach § 4 Abs. 1 Nr. 4 b KAG in 
Verbindung mit § 168 AO einer Steuerfestsetzung unter dem Vorbehalt der 
Nachprüfung gleich.  

 
(3) Ein Steuerbescheid ist nur dann zu erteilen, wenn der Steuerpflichtige eine 

Steueranmeldung nicht abgibt oder die Steuerschuld abweichend von der Anmeldung 
festzusetzen ist. In diesem Fall ist die Steuer innerhalb von 14 Tagen nach 
Bekanntgabe des Steuerbescheides zu entrichten. Wird kein Steuerbescheid erteilt, 
wird der Vorbehalt der Nachprüfung aufgehoben. 

 
 



 
(4) Bei der Besteuerung nach der Bruttokasse sind den Steueranmeldungen nach Abs. 2 

Zählwerk-Ausdrucke für den jeweiligen Kalendermonat beizufügen, die jeweils den 
vollständigen Kalendermonat erfassen und als Angaben mindestens Geräteart, 
Gerätetyp, Gerätenummer, die fortlaufende Nummer des Zählwerkausdruckes, 
sämtliche Einsätze, Gewinne und den Kasseninhalt erhalten müssen. Die 
vorgenannten Daten können nach vorheriger Zustimmung des Magistrats der 
Kreisstadt Erbach auch auf elektronischem Wege oder auf Datenträgern übermittelt 
werden. 

 
(5) In den Fällen, in denen der Steuerschuldner seinen Mitwirkungspflichten nach  

§ 6 und § 7 nicht nachkommt, wird die Besteuerungsgrundlage für die 
entsprechenden Zeiträume vom Magistrat der Kreisstadt Erbach geschätzt und die 
Steuer durch Steuerbescheid festgesetzt. Die Festsetzung eines 
Verspätungszuschlages ist vorbehalten. 
 
 

§ 8 
Verfahren der Besteuerung bei Spielapparaten nach 

 § 4 Abs. 1 c), d) und e) 
 

(1) Die Besteuerung nach der Bruttokasse ist nur dann zulässig, wenn der 
Kasseninhalt für alle vom Steuerschuldner im Gebiet der Kreisstadt Erbach 
betriebenen Apparate nach § 4 Abs. 1 c), d) und e) manipulations- und 
revisionssicher durch elektronische Zählwerkausdrucke festgestellt und 
nachgewiesen werden kann. 

 
(2) Für Apparate ohne Gewinnmöglichkeit (§ 4 Abs. 1 c und d) und Apparate, mit 

denen sexuelle Handlungen oder Gewalttätigkeiten dargestellt werden oder die 
eine Verherrlichung oder Verharmlosung des Krieges zum Gegenstand haben (§ 4 
Abs. 1 e), kann anstelle der Besteuerung nach der Bruttokasse eine Besteuerung 
nach den in § 4 Abs. 1 c), d) und e) genannten Höchstbeträgen, die zugleich 
Festbeträge sind, verlangt werden. 

 
(3) Der Antrag auf abweichende Besteuerung nach Abs. 2 ist bis zum 15. Tag nach 

Ablauf des ersten in einem Kalenderjahr zur Besteuerung anfallenden 
Kalendervierteljahres für die Zeit vom Beginn dieses Kalendervierteljahres an zu 
stellen. 

 
(4) Die abweichende Besteuerung nach Abs. 2 hat so lange Gültigkeit, bis sie 

schriftlich gegenüber dem Magistrat der Kreisstadt Erbach widerrufen wird. Eine 
Rückkehr zur Regelbesteuerung sowie erneuter Wechsel zur abweichenden 
Besteuerung sind jeweils nur zum Beginn eines Kalenderjahres zulässig. 
 

(5) Werden im Gebiet der Kreisstadt Erbach vom Steuerschuldner mehrere Apparate 
ohne Gewinnmöglichkeit nach § 4 Abs. 1 c), d) oder e) betrieben, so kann die 
abweichende Besteuerung nach Abs. 2 nur für jeweils alle Apparate nach § 4 Abs. 
1 c) oder d) oder e) beantragt werden. 
 

 
§ 9 

Steueraufsicht und Prüfungsvorschriften 
 

 
Der Magistrat ist berechtigt, jederzeit zur Nachprüfung der Steueranmeldungen und zur 
Feststellung von Steuertatbeständen die Veranstaltungsräume zu betreten, die 
Geschäftsunterlagen einzusehen und die Vorlage aktueller Zählwerkausdrucke zu 
verlangen. 



 
§ 10 

Geltung des Gesetzes über kommunale Abgaben 
 
Soweit diese Satzung nichts anderes bestimmt, gelten die Vorschriften der §§ 4 bis 6 
des Gesetzes über kommunale Abgaben in ihrer jeweiligen Fassung. 
 
 

§ 11 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt zum 1. Januar 2016 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die bisherige Satzung vom 15.12.2011 außer Kraft. 
 
 
 
 
 
Die Satzung wird hiermit ausgefertigt: 
 
 
Erbach,  
 
 
Magistrat der 
Kreisstadt Erbach 
 
 
 
 
Harald Buschmann 
Bürgermeister 
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Aktenzeichen: 800-00 

Fachbereich: Allgemeine Verwaltung 

Sachbearbeitung: Christina Hagendorn 

 

Beratungsfolge Termin Bemerkungen 

Haupt - und Finanzauschuss 10.12.2015 vorberatend 

Stadtverordnetenversammlung der 

Kreisstadt Erbach 
17.12.2015 beschließend 

 

Wirtschaftliche Betätigung 

hier: Überprüfung der wirtschaftlichen Betätigung gem. § 121 Abs. 7 HGO 

 

Begründung: 

Die Städte und Gemeinden haben gemäß § 121 Abs. 7 HGO mindestens einmal in 
jeder Wahlzeit zu prüfen, inwieweit ihre wirtschaftlichen Betätigungen noch die 
Voraussetzungen des Abs. 1 erfüllen und inwieweit die Tätigkeit privaten Dritten 

übertragen werden können. Dabei sind auch die wirtschaftlichen Betätigungen zu 
prüfen, die unter den Bestandsschutz nach Abs. 1 Nr. 3 Satz 2 fallen. 

 
In die Überlegung, welche Tätigkeiten zu einer wirtschaftlichen Betätigung gehören, 
sind einzubeziehen: 

 
1. Odenwald Schlachthof Bauträger GmbH  

2. Gemeinnützige Baugesellschaft mbH Erbach 
3. Wasserversorgung Erbach AöR 
4. Stadtentwicklung Erbach GmbH 

5. Betriebsgesellschaft Erbach gGmbH 
6. BgA Tourismus 

7. BgA Märkte 
8. BgA Alexanderbad 
9. BgA Wald 

10. BgA Museum 
11. BgA Bürgerhäuser 

 
Nach Prüfung wird die Auffassung vertreten, dass die Betriebe Nr. 3 bis 11 zum 
Negativkatalog des § 121 Abs. 2 HGO zählen und somit keine wirtschaftliche Tätigkeit 

wahrnehmen.  
 

Auszug § 121 HGO 

 

1) 1Gemeinde darf sich wirtschaftlich betätigen, wenn  

1. der öffentliche Zweck die Betätigung rechtfertigt, 

2. die Betätigung nach Art und Umfang in einem angemessenen Verhältnis zur Leistungsfähigkeit der Gemeinde und zum 

voraussichtlichen Bedarf steht und 

3.   der Zweck nicht ebenso gut und wirtschaftlich durch einen privaten Dritten erfüllt wird oder erfüllt werden kann. 
1Soweit Tätigkeiten vor dem 1. April 2004 ausgeübt wurden, sind sie ohne die in Satz 1 Nr. 3 genannten Einschränkungen zulässig. 

 

(1a) 1Abweichend von Abs. 1 Satz 1 Nr. 3, Abs. 5 Nr. 1 und § 122 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 dürfen Gemeinden sich ausschließlich auf dem 

Gebiet der Erzeugung, Speicherung und Einspeisung und des Vertriebs von Strom, Wärme und Gas aus erneuerbaren Energien sowie 

der Verteilung von elektrischer und thermischer Energie bis zum Hausanschluss wirtschaftlich betätigen, wenn die Betätigung innerhalb 

des Gemeindegebietes oder im regionalen Umfeld in den Formen interkommunaler Zusammenarbeit erfolgt. 2Die wirtschaftliche 

Beteiligung der Einwohner soll ermöglicht werden. 3Die wirtschaftliche Betätigung nach dieser Vorschrift ist in besonderer Weise dem 

Grundsatz der Wirtschaftlichkeit zu unterwerfen. 4Die wirtschaftlichen Ergebnisse dieser Betätigung sind einmal jährlich der 

Gemeindevertretung vorzulegen. 

 

http://www.anwalt24.de/rund-ums-recht/Paragraph_122_HGO_Beteiligung_an_Gesellschaften-d146137,134.html#jurabs_1
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(1b) 1Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 1a dienen auch dem Schutz privater Dritter, soweit sie sich entsprechend wirtschaftlich betätigen oder 

betätigen wollen. 2Betätigungen nach § 121 Abs. 1 Satz 2 bleiben hiervon unberührt. 

 

(2) 1Als wirtschaftliche Betätigung gelten nicht Tätigkeiten  
1.   zu denen die Gemeinde gesetzlich verpflichtet ist, 

2.   auf den Gebieten des Bildungs-, Gesundheits- und Sozialwesens, der Kultur, des Sports, der Erholung, der Abfall- und 

Abwasserbeseitigung, der Breitbandversorgung sowie 

3.   zur Deckung des Eigenbedarfs. 
1Auch diese Unternehmen und Einrichtungen sind, soweit es mit ihrem öffentlichen Zweck vereinbar ist, nach wirtschaftlichen 

Gesichtspunkten zu verwalten und können entsprechend den Vorschriften über die Eigenbetriebe geführt werden. 

 

(…) 

 
(7) Die Gemeinden haben mindestens einmal in jeder Wahlzeit zu prüfen, inwieweit ihre wirtschaftliche Betätigung noch die 

Voraussetzungen des Abs. 1 erfüllt und inwieweit die Tätigkeiten privaten Dritten übertragen werden können. 

 

Beschlussvorschlag: 

Der Magistrat stellt fest, dass sich die Stadt Erbach im Sinne des § 121 HGO 
wirtschaftlich betätigt und dass die Voraussetzungen für die wirtschaftliche 

Betätigung erfüllt werden. 
Zu den wirtschaftlichen Betätigungen zählen 

1. Odenwald Schlachthof Bauträger GmbH und die 

2. Gemeinnützige Baugesellschaft mbH Erbach. 
Die Rechtmäßigkeit der wirtschaftlichen Betätigungen wird festgestellt und von 

einer Vergabe der Tätigkeiten an private Dritte wird abgesehen. 
 

 

 

 

 

 

Harald Buschmann 

Bürgermeister 

 

Anlage(n): 

(1) Prüfung der wirtschaftlcihen Betätigung der Stadt Erbach für die gemeinnützige 

Baugesellschaft Erbach mbH  

(2) Prüfung der wirtschaftlcihen Betätigung der Stadt Erbach für den Odenwald Schlachthof 

Bauträger GmbH  

(3) Prüfung der wirtschaftlcihen Betätigung der Stadt Erbach für die Wasserversorgung 

Erbach AöR  
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Wirtschaftliche Betätigung der Stadt Erbach 
 

 
    
Beteiligung Gemeinnützige Baugesellschaft mbH Erbach 

Anteil in % 3,52 

Gezeichnetes Kapital in € 5.400,00  
 

Liegt eine wirtschaftliche Betätigung i. S. des § 121 HGO vor? 

Die Beteiligung gilt nicht als wirtschaftliche Betätigung, sobald ein Tatbestand mit ja 
angekreuzt wird. 

 ja nein 

1. Die Beteiligung erfüllt Tätigkeiten zu denen die Stadt Erbach 
gesetzlich verpflichtet ist.   

2. Die Betätigung erfolgt auf dem Gebiet des Bildungs-, 
Gesundheits- und Sozialwesens, der Kultur, des Sports, der 
Erholung, der Abfall- und Abwasserbeseitigung. 

  

3. Die Betätigung dient zur Deckung des Eigenbedarfs.   

 
Es liegt eine wirtschaftliche Betätigung im Sinne des § 121 HGO 
vor. 
 

  

 

Ist die wirtschaftliche Betätigung zulässig? 

Die wirtschaftliche Betätigung ist zulässig, sobald alle Tatbestände mit ja angekreuzt 
sind. 

 ja nein 

1. Der öffentliche Zweck rechtfertigt die Betätigung.   

2. Die Betätigung nach Art, Umfang und voraussichtlichen Bedarf 
steht in einem angemessenen Verhältnis zur Leistungsfähigkeit 
der Stadt Erbach. 

  

3. Der Zweck der wirtschaftlichen Betätigung wird nicht ebenso gut 
und wirtschaftlich durch einen privaten Dritten erfüllt werden. 

 
(Fand die wirtschaftliche Betätigung bereits vor dem 1. April 2004 statt, darf 
Antwort 3 auch mit nein beantwortet werden, ohne dass die wirtschaftliche 
Betätigung für unzulässig zu erklären wäre.) 

 

 
 

 

 
Die wirtschaftliche Betätigung ist zulässig. 
 

  

 

 



 

 
Wirtschaftliche Betätigung der Stadt Erbach 
 

 
    
Beteiligung Odenwald Schlachthof Bauträger GmbH 

Anteil in % 0,25 

Gezeichnetes Kapital in € 2.844,51  
 

Liegt eine wirtschaftliche Betätigung i. S. des § 121 HGO vor? 

Die Beteiligung gilt nicht als wirtschaftliche Betätigung, sobald ein Tatbestand mit ja 
angekreuzt wird. 

 ja nein 

1. Die Beteiligung erfüllt Tätigkeiten zu denen die Stadt Erbach 
gesetzlich verpflichtet ist.   

2. Die Betätigung erfolgt auf dem Gebiet des Bildungs-, 
Gesundheits- und Sozialwesens, der Kultur, des Sports, der 
Erholung, der Abfall- und Abwasserbeseitigung. 

  

3. Die Betätigung dient zur Deckung des Eigenbedarfs.   

 
Es liegt eine wirtschaftliche Betätigung im Sinne des § 121 HGO 
vor. 
 

  

 

Ist die wirtschaftliche Betätigung zulässig? 

Die wirtschaftliche Betätigung ist zulässig, sobald alle Tatbestände mit ja angekreuzt 
sind. 

 ja nein 

1. Der öffentliche Zweck rechtfertigt die Betätigung.   

2. Die Betätigung nach Art, Umfang und voraussichtlichen Bedarf 
steht in einem angemessenen Verhältnis zur Leistungsfähigkeit 
der Stadt Erbach. 

  

3. Der Zweck der wirtschaftlichen Betätigung wird nicht ebenso gut 
und wirtschaftlich durch einen privaten Dritten erfüllt werden. 

 
(Fand die wirtschaftliche Betätigung bereits vor dem 1. April 2004 statt, darf 
Antwort 3 auch mit nein beantwortet werden, ohne dass die wirtschaftliche 
Betätigung für unzulässig zu erklären wäre.) 

 

 
 

 

 
Die wirtschaftliche Betätigung ist zulässig. 
 

  

 

 



 

 
Wirtschaftliche Betätigung der Stadt Erbach 
 

 
    
Beteiligung Wasserversorgung Erbach AöR 

Anteil in % 100,00 

Gezeichnetes Kapital in € 25.000,00  
 

Liegt eine wirtschaftliche Betätigung i. S. des § 121 HGO vor? 

Die Beteiligung gilt nicht als wirtschaftliche Betätigung, sobald ein Tatbestand mit ja 
angekreuzt wird. 

 ja nein 

1. Die Beteiligung erfüllt Tätigkeiten zu denen die Stadt Erbach 
gesetzlich verpflichtet ist.   

2. Die Betätigung erfolgt auf dem Gebiet des Bildungs-, 
Gesundheits- und Sozialwesens, der Kultur, des Sports, der 
Erholung, der Abfall- und Abwasserbeseitigung. 

  

3. Die Betätigung dient zur Deckung des Eigenbedarfs.   

 
Es liegt eine wirtschaftliche Betätigung im Sinne des § 121 HGO 
vor. 
 

  

 

Ist die wirtschaftliche Betätigung zulässig? 

Die wirtschaftliche Betätigung ist zulässig, sobald alle Tatbestände mit ja angekreuzt 
sind. 

 ja nein 

1. Der öffentliche Zweck rechtfertigt die Betätigung.   

2. Die Betätigung nach Art, Umfang und voraussichtlichen Bedarf 
steht in einem angemessenen Verhältnis zur Leistungsfähigkeit 
der Stadt Erbach. 

  

3. Der Zweck der wirtschaftlichen Betätigung wird nicht ebenso gut 
und wirtschaftlich durch einen privaten Dritten erfüllt werden. 

 
(Fand die wirtschaftliche Betätigung bereits vor dem 1. April 2004 statt, darf 
Antwort 3 auch mit nein beantwortet werden, ohne dass die wirtschaftliche 
Betätigung für unzulässig zu erklären wäre.) 

 

 
 

 

 
Die wirtschaftliche Betätigung ist zulässig. 
 

  

 

 



Beschlussvorlage 30.11.2015 
Drucksache VL-15/2015  
 

Aktenzeichen:  

Fachbereich: Stadtplanung und Stadtentwicklung 

Sachbearbeitung: Martin La Meir 

 

Beratungsfolge Termin Bemerkungen 

Haupt - und Finanzauschuss 10.12.2015 vorberatend 

Stadtverordnetenversammlung der 

Kreisstadt Erbach 
17.12.2015 beschließend 

 

Stadtentwicklung Erbach GmbH 

Wirtschaftsplan für das Wirtschaftsjahr 2016 

 

Begründung: 

Der Entwurf des Wirtschaftsplanes der Stadtentwicklung Erbach GmbH für das Wirtschaftsjahr 

2016 ist beigefügt. 

 

Beschlussvorschlag: 

Dem Entwurf des Wirtschaftsplanes der Stadtentwicklung Erbach GmbH für das  
Wirtschaftsjahr 2016 wird zugestimmt. 
 

 

 

 

 

Harald Buschmann 

Bürgermeister 

 

Anlage(n): 

(1) Wirtschaftsplan der Stadtentwicklung Erbach GmbH für das Wirtschaftsjahr 2016  

 





























Beschlussvorlage 30.11.2015 
Drucksache VL-16/2015  
 

Aktenzeichen:  

Fachbereich: Stadtplanung und Stadtentwicklung 

Sachbearbeitung: Martin La Meir 

 

Beratungsfolge Termin Bemerkungen 

Haupt - und Finanzauschuss 10.12.2015 vorberatend 

Stadtverordnetenversammlung der 

Kreisstadt Erbach 
17.12.2015 beschließend 

 

Stadtentwicklung Erbach GmbH 

Jahresabschluss 2014 

 

Begründung: 

Der geprüfte Jahresabschluss für das Wirtschaftsjahr 2014 ist beigefügt. 
 
Das Wirtschaftsjahr 2014 schließt mit einem Fehlbetrag von 50.463,52 € ab. 

 
Bei der Prüfung des Jahresabschlusses 2014 haben sich keine Beanstandungen 

ergeben. 
 

Beschlussvorschlag: 

a) Entlastung des Aufsichtsrates 
 
b) Der Ausgleich des Jahresfehlbetrages 2014 erfolgt durch 

Ausgleichszahlung durch die Gesellschafterin. 
 

c) Die aufgelaufenen Verlustvorträge bis 31.12.2014 werden mit der 
Kapitalrücklage verrechnet. 

 

 

 

 

 

Harald Buschmann 

Bürgermeister 

 

Anlage(n): 

(1) Jahresabschluss 2014 der Stadtentwicklung Erbach GmbH  

 











































































































































Beschlussvorlage 30.11.2015 
Drucksache VL-19/2015  
 

Aktenzeichen: 610-20 

Fachbereich: Stadtplanung und Stadtentwicklung 

Sachbearbeitung: Martin La Meir 

 

Beratungsfolge Termin Bemerkungen 

Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss 07.12.2015 vorberatend 

Stadtverordnetenversammlung der 

Kreisstadt Erbach 
17.12.2015 beschließend 

 

Bauleitplanung der Kreisstadt Erbach  

1. Änderung und Erweiterung des Bebauungsplanes 5 d Doktorwiesen und  

Pabstwiesen „Am Krebsbach/Erlenhof“ 

a) Abwägungsentscheidung über die während der vorgezogenen Beteiligung 

    der Öffentlichkeit und der Behörden eingegangenen Stellungnahmen  

b) Entwurfs- und Offenlagebeschluss 

 

Begründung: 

Die Stadtverordnetenversammlung der Kreisstadt Erbach hat in ihrer Sitzung am 
23.04.2015 den Bebauungsplan „1. Änderung und Erweiterung des Bebauungsplanes 
5d Doktorwiesen und Pabstwiesen Am Krebsbach/Erlenhof“ nach § 2 Absatz 1 BauGB 

zur Aufstellung beschlossen. 
 

Der Bebauungsplan dient der Schaffung eines bauplanungsrechtlichen Rahmens für 
eine städtebaulich geordnete Um- und Nachnutzung der Grundstücksfläche des 

ehemaligen Hotels „Erlenhof“, einer im Zusammenhang mit den sonstigen Zielen 
verträglichen Betriebserweiterung einer ansässigen Maschinenbaufirma an der 
Bullauer Straße sowie der Bereitstellung einiger weniger Wohnbaugrundstücke unter 

Nutzung und Fortführung der Erschließungsanlage Am Krebsbach als Abrundung 
dieses Wohnbaugebietes. 

 
Auf der Grundlage des Vorentwurfs des Bebauungsplanes erfolgte im Mai / Juni 2015 
die frühzeitige Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach den §§ 3 Absatz 1 und 4 

Absatz 1 BauGB.  
 

Im Ergebnis dessen wurden keine Stellungnahmen vorgelegt die der kommunalen 
Abwägungsentscheidung eine Fortführung des Bebauungsplanverfahrens aufgrund von 
Rechtsverletzungen in Frage stellen würde. 

 
Während die Fachbehörden die optional vorgesehene Betriebserweiterung im 

Nordwesten und die Entwicklung im Bereich Erlenhof als unkritisch beurteilen, wird 
seitens der Unteren Naturschutzbehörde und der Fachabteilung Ländlicher Raum beim 
Odenwaldkreis ein "Zusammenwachsen“ der Ortslagen von Erlenbach und Erbach bzw. 

ein mutmaßlich geschlossener baulicher Riegel zwischen der Krebsbachaue und der 
Feldflur im Osten und Nordosten von Erbach kritisch gesehen. 

 
Dies stellt jedoch zunächst einen städtebaulichen bzw. siedlungsstrukturellen Aspekt 
dar, der im Rahmen der kommunalen Planungshoheit durch die Stadt Erbach selbst zu 

beurteilen ist. 
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Zudem ergibt sich mit der Realisierung der Bebauungsplaninhalte aus Sicht der 
Umweltprüfung und der artenschutzrechtlichen Prüfung keine derartige Barriere 

Wirkung das geschützte Arten ihre Population gefährdet wären. 
Im Sinne einer deutlichen Eingriffsminimierung erfolgt in der vorliegenden 
Entwurfsfassung des Bebauungsplanes auch die Freihaltung eines mindestens 20 

Meter breiten West – Ost Korridors. 
 

Seitens des BUND Kreisverband Odenwald werden die im Umweltbericht 
prognostizierten Auswirkungen der Planung als fehlerhaft bezeichnet, ohne hierzu 
jedoch eine weitergehende inhaltliche Begründung dieser Beurteilung abzugeben. 

 
In Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde und auf der Grundlage der 

kommunalen Abwägungsentscheidung werden im Umweltbericht nach dem aktuellen 
Sach- und Kenntnisstand weitergehende Ausführungen zu verschiedenen Aspekten 

und Schutzgütern ergänzt. 
 
An der grundsätzlichen Beurteilung der Umweltsituation und der Eingriffswirkungen im 

Zusammenhang mit dem vorliegenden Bebauungsplan ändert sich im Ergebnis der 
Umweltprüfung gleichwohl nichts. 

 
Da geeignete Flächen für die Festsetzung und die spätere Umsetzung von Ausgleichs- 
und Ersatzmaßnahmen nicht vorhanden und nicht verfügbar sind, erfolgt die 

notwendige Kompensation der mit dem Bebauungsplan vorbereiteten 
Eingriffswirkungen im konkreter Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde im 

Rahmen der Ökokontoführung der Stadt Erbach. 
 
Eine diesbezügliche Festsetzung ist im Bebauungsplan verankert. 

 
In der Anlage 1 befinden sich die Beschlussempfehlungen zu den eingegangenen 

Hinweisen und Anregungen zum Bebauungsplan. 
 
Nach Abwägung sowie dem Entwurfs- und Offenlagebeschluss kann der Entwurf des 

Bebauungsplanes entsprechend modifiziert und nach § 2 Absatz 2 BauGB öffentlich 
ausgelegt werden sowie die Behörden öffentlicher Belange nach § 4 Absatz2 BauGB 

beteiligt werden. 
 

Beschlussvorschlag: 

a) Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen gemäß § 1 Absatz 7 BauGB 
 
Die im Rahmen der Beteiligung der frühzeitigen Öffentlichkeits- und 

Behördenbeteiligung gemäß den §§ 3 Absatz 1 und 4 Absatz 1 BauGB 
vorgelegten abwägungsrelevanten Stellungnahmen sind in der beigefügten 

Anlage 1 (Seite 1 bis 28) mit einer jeweiligen Beschlussempfehlung 
versehen. 
Die Hinweise und abwägungsrelevanten Sachverhalte werden gemäß der 

beigefügten Anlage 1 nach § 1 Absatz 7 BauGB abgewogen und beschlossen. 
Der Bebauungsplan ist im Ergebnis dessen zu ändern und zu ergänzen. 

Im Wesentlichen werden die festgesetzte Verkehrsfläche geringfügig verkleinert 
und die Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft sowie der bauliche nicht nutzbare West-Ost 

verlaufende Geländestreifen (Grünkorridor) verbreitert. 
Das verbleibende Kompensationsdefizit wird im Rahmen der Ökokontoführung 

der Stadt Erbach abgegolten. 
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Anlage 1 ist Bestandteil dieses Beschlusses. 
 

b) Entwurfs- und Offenlagebeschluss 
 
Der geänderte Bebauungsplan wird im Entwurf beschlossen, die Begründung und 

der Umweltbericht werden gebilligt. 
Es wird beschlossen den Entwurf den Bebauungsplanes „1. Änderung und 

Erweiterung des Bebauungsplanes 5 d Doktorwiesen und Pabstwiesen Am 
Krebsbach / Erlenhof“ gemäß § 3 Absatz 2 BauGB öffentlich auszulegen und die 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Absatz 2 BauGB 

zu beteiligen. 
Der Entwurfs- und Offenlagebeschluss sowie Ort und Dauer der 

Entwurfsoffenlage sind fristgemäß ortsüblich bekannt zu machen. 
 

 

 

 

 

Harald Buschmann 

Bürgermeister 

 

Anlage(n): 

(1) Bebauungsplan "Am Krebsbach / Erlenhof"  

(2) Bebauungsplan "Am Krebsbach / Erlenhof" - Stellungnahmen  

 







Beschlussvorlage 30.11.2015 
Drucksache VL-20/2015  
 

Aktenzeichen: 610-20 

Fachbereich: Stadtplanung und Stadtentwicklung 

Sachbearbeitung: Martin La Meir 

 

Beratungsfolge Termin Bemerkungen 

Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss 07.12.2015 vorberatend 

Stadtverordnetenversammlung der 

Kreisstadt Erbach 
17.12.2015 beschließend 

 

Bauleitplanung der Kreisstadt Erbach  

4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 6 „Am Scheuerberg/Im Boden“ nach § 13 

BauGB 

Satzungsbeschluss nach § 10 Abs. 1 BauGB 

 

Begründung: 

Die Stadtverordnetenversammlung der Kreisstadt Erbach hat in ihrer Sitzung am 

28.05.2015 nach § 2 Absatz 1 BauGB die 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 6 
„Am Scheuerberg/Im Boden“ beschlossen. 
 

Das Verfahren wird nach § 13 BauGB durchgeführt. 
 

Der Entwurf der 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 6 „Am Scheuerberg/Im Boden“ 
und die Begründung dazu wurden in der Zeit vom 31.08.2015 bis einschließlich 
02.10.2015 öffentlich ausgelegt. 

 
Gleichzeitig wurden die Behörden und die Träger öffentlicher Belange die von der Än-

derung berührt sind, beteiligt. 
 
Während der Offenlage gingen keine abwägungsrelevanten Stellungnahmen ein, so 

dass einer Beschlussfassung als Satzung gemäß § 10 BauGB für die 4. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 6 Am Scheuerberg/Im Boden nichts entgegensteht. 
 

Beschlussvorschlag: 

Die 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 6 Am Scheuerberg/Im Boden wird 

gemäß § 10 Absatz 1 BauGB als Satzung beschlossen. 
 
Der Satzungsbeschluss ist öffentlich bekannt zu machen. 
 

 

 

 

Harald Buschmann 

Bürgermeister 

 

Anlage(n): 

(1) 4. Änderung Bebauungsplan Nr. 6 "Am Scheuerberg / Im Boden"  

 









Beschlussvorlage 30.11.2015 
Drucksache VL-21/2015  
 

Aktenzeichen: 610-20 

Fachbereich: Stadtplanung und Stadtentwicklung 

Sachbearbeitung: Martin La Meir 

 

Beratungsfolge Termin Bemerkungen 

Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss 07.12.2015 vorberatend 

Stadtverordnetenversammlung der 

Kreisstadt Erbach 
17.12.2015 beschließend 

 

Bauleitplanung der Kreisstadt Erbach  

Bebauungsplan der Innenentwicklung nach § 13 a BauGB „Eulbacher Straße“, Flur 3 

Nr. 25/23 

a) Abwägungsentscheidung über die während der Offenlage eingegangenen 

Stellungnahmen 

b) Satzungsbeschluss nach § 10 Abs. 1 BauGB 

 

Begründung: 

Die Stadtverordnetenversammlung der Kreisstadt Erbach hat in ihrer Sitzung am 
09.07.2015 gemäß § 2 Absatz 1 BauGB die Aufstellung eines Bebauungsplanes „Nr. 
1.1 Eulbacher Straße 12“ für das Grundstück Gemarkung Erbach Flur 3 Nr. 25/23 als 

Bebauungsplan der Innenentwicklung nach § 13 a BauGB beschlossen. 
 

Planungsziel ist die Zulässigkeit eines Gebäudes für freie Berufe auf dem Grundstück 
Gemarkung Erbach Flur 3 Nr. 25/23. 

 
Der Entwurf des Bebauungsplanes lag in der Zeit vom 31.08.2015 bis einschließlich 
02.10.2015 öffentlich aus. 

 
Gleichzeitig wurden die von der Aufstellung berührten Träger öffentlicher Belange 

sowie die Behörden beteiligt. 
 
Es liegen Stellungnahmen des Regierungspräsidiums Darmstadt sowie der unteren 

Denkmalschutzbehörde vor.  
 

Ebenso liegt eine Stellungnahme eines benachbarten Grundstückseigentümers vor. 
 
Die vorliegenden Stellungnahmen führen im Ergebnis nicht dazu, dass im Rahmen der 

kommunalen Abwägungsentscheidung eine Fortführung des Bebauungsplanverfahrens 
auf Grund von Rechtsverletzungen in Frage gestellt wäre. 

 
Daher steht nach einer Abwägungsentscheidung nach § 1 Absatz 7 BauGB und einem 
Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 1.1 Eulbacher Straße 12 nichts entgegen. 

 
Die eingegangenen Stellungnahmen sowie die Beschlussempfehlung sind als Anlage 1 

beigefügt. 
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Beschlussvorschlag: 

a) Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen gemäß § 1 Absatz 7 BauGB 

 
Die im Rahmen der Offenlage und der Behördenbeteiligung vorgelegten 

Stellungnahmen sind in der beigefügten Anlage 1 mit einer jeweiligen 
Beschlussempfehlung versehen. 
Die Beschlussempfehlungen werden gemäß beigefügter Anlage 1 nach § 1 

Absatz 7 BauGB abgewogen und beschlossen. 
Der Bebauungsplan wird im Ergebnis dessen materiell nicht verändert. 

 
b) Satzungsbeschluss gemäß § 10 Absatz 1 BauGB  
 

Der Bebauungsplan Nr. 1.1 Eulbacher Straße 12 nach § 13 a BauGB 
(Bebauungsplan der Innenentwicklung) wird gemäß § 10 Absatz 1 als 

Satzung beschlossen. 
Der Beschluss ist öffentlich bekannt zu machen. 
 

 

 

 

 

Harald Buschmann 

Bürgermeister 

 

Anlage(n): 

(1) Bebauungsplan Nr. 1.1 Eulbacher Straße  

(2) Bebauungsplan Nr. 1.1 Eulbacher Straße - Begründung, Stellungnahmen  

 





Beschlussvorlage 26.11.2015 
Drucksache VL-3/2015  
 

Aktenzeichen: 025-25 

Fachbereich: Personalverwaltung 

Sachbearbeitung: Kerstin Breimer 

 

Beratungsfolge Termin Bemerkungen 

Haupt - und Finanzauschuss 10.12.2015 vorberatend 

Stadtverordnetenversammlung der 

Kreisstadt Erbach 
17.12.2015 beschließend 

 

Personalangelegenheiten 

Touristikinformation/Deutsches Elfenbeinmuseum 

 

Begründung: 

Aufgrund der Schließung des Deutschen Elfenbeinmuseums ist es notwendig, die im Stellen-

plan bereits vorhandene Ganztagsstelle in der Touristikinformation ab 1. Januar 2016 mit 19,5 

Stunden zu besetzen. 

 

Beschlussvorschlag: 

Die Besetzung der halben Stelle ab 1. Januar 2016 in der Touristikinformation wird 

beschlossen. 

 

 

 

 

 

 

Harald Buschmann 

Bürgermeister 

 

 



Beschlussvorlage 26.11.2015 
Drucksache VL-6/2015  
 

Aktenzeichen: 149-53 

Fachbereich: Allgemeine Verwaltung 

Sachbearbeitung: Sabine Krämer-Eis 

 

Beratungsfolge Termin Bemerkungen 

Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss 07.12.2015 vorberatend 

Haupt - und Finanzauschuss 10.12.2015 vorberatend 

Stadtverordnetenversammlung der 

Kreisstadt Erbach 
17.12.2015 beschließend 

 

Waldwirtschaftsplan für das Haushaltsjahr 2016 

 

Begründung: 

Das Forstamt Michelstadt legt den Entwurf des Waldwirtschaftsplans für das Haushaltsjahr 

2016 vor. 

 

Im Teilergebnisplan für das Produkt „Forstwirtschaftliche Unternehmen“ Stadtwald Erbach wird 

die Summe für die Erträge mit 314.700 € und die Summe der Aufwendungen mit 207.200 € 

veranschlagt. Damit wird mit einem Ergebnis in Höhe von 107.500 € gerechnet. 

 

Beschlussvorschlag: 

Der Waldwirtschaftsplan für das Haushaltsjahr 2016 wird in der vorgelegten Fassung 

beschlossen. 

 

 

 

 

 

 

Harald Buschmann 

Bürgermeister 

 

Anlage(n): 

(1) Auszüge aus dem Wirtschaftsplan des Forstamts Michelstadt des Forstamts Michelstadt  
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